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Name, Sitz und Bezirk  
 

§ 1  
 
(1)  Die Handwerksinnung ist eine Körperschaft des öffen tlichen 

Rechts; sie führt den Namen Schornsteinfeger-Innung  Köln 
  
 Ihr Sitz ist in Köln  

 
 Ihr Bezirk umfasst den Bezirk der Handwerkskammer zu Köln 
 
 

Fachgebiet  
 

§ 2  
 
 Das Fachgebiet der Handwerksinnung umfasst folgend e Gewerbe: 
 
 1. Schornsteinfegerhandwerk 
   
   
 

Aufgaben  
 

§ 3  
 
(1)  Aufgabe der Handwerksinnung ist, die gemeinsamen ge werb-

lichen Interessen ihrer Mitglieder zu fördern. Insb esondere 
hat sie 

 
 1. den Gemeingeist und die Berufsehre zu pflegen; 

 
 2. ein gutes Verhältnis zwischen Meistern, Geselle n, Lehr-

lingen (Auszubildenden)und den übrigen Beschäftigte n an-
zustreben; 
 

 3. entsprechend den Vorschriften der Handwerkskammer d ie 
Lehrlingsausbildung zu regeln und zu überwachen, sowie 
für die berufliche Ausbildung der Lehrlinge zu sorg en 
und ihre charakterliche Entwicklung zu fördern; 
 

 4. die Gesellenprüfungen und Zwischenprüfungen abzunehmen 
und hierfür Gesellenprüfungsausschüsse zu errichten , so-
fern sie von der Handwerkskammer dazu ermächtigt is t; 
 

 5. das handwerkliche Können der Meister und Gesellen z u 
fördern; zu diesem Zweck kann sie insbesondere Fach schu-
len errichten oder unterstützen und Lehrgänge veran stal-
ten; 
 

 6. bei der Verwaltung der Berufsschulen gemäß den bundes-  
und landesrechtlichen Bestimmungen mitzuwirken; 
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 7. das Genossenschaftswesen im Handwerk zu fördern ; 

 
 8. über die Angelegenheiten der in ihr vertretenen Han dwerke 

und den Behörden Gutachten und Auskünfte zu erstatt en; 
 

 9. die sonstigen handwerklichen Organisationen und  Einrich-
tungen in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstüt zen; 
 

 10.  die von der Handwerkskammer innerhalb ihrer Zuständ igkeit 
erlassenen Vorschriften und Anordnungen durchzuführ en. 

 
(2)  Die Handwerksinnung soll 
 
 1. zwecks Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der Betr iebe ih-

rer Mitglieder Einrichtungen zur Verbesserung der A r-
beitsweise und der Betriebsführung schaffen und för dern; 
 

 2. bei der Vergabe öffentlicher Lieferungen und Leistu ngen 
die Vergabestellen beraten; 
 

 3. Öffentlichkeitsarbeit betreiben und d as handwerkliche 
Pressewesen unterstützen. 
 

 
(3)  Die Handwerksinnung kann 
 
 1. Tarifverträge abschließen, soweit und solange solch e 

Verträge nicht durch den Innungsverband für den Ber eich 
der Handwerksinnung geschlossen sind; 
 

 2. für ihre Mitglieder und deren Angehörige Unters tützungs-
kassen für Fälle der Krankheit, des Todes, der Arbe its-
unfähigkeit oder sonstiger Bedürftigkeit errichten;  
 

 3. 
 
 
 
4. 

bei Streitigkeiten zwischen den Innungsmitgliedern und 
ihren Auftraggebern auf Antrag vermitteln. 
 
Bei Streitigkeiten zwischen Innungsmitgliedern auf An-
trag vermitteln 

 
(4)  Die Handwerksinnung kann auch sonstige Maßnahmen zu r Förde-

rung der gemeinsamen gewerblichen Interessen der In nungsmit-
glieder durchführen, z. B. Einziehungs-, Rechtsbera tungs-  
und Buchstellen unterhalten. 

 

(5)  Die Errichtung und die Rechtsverhältnisse der Innun gskran-
kenkassen richten sich nach den hierfür geltenden b undes-
rechtlichen Bestimmungen. 
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Zugehörigkeit zur Kreishandwerkerschaft  
 

§ 4  
 
(1)  Die Handwerksinnung gehört der für ihren Sitz zustä ndigen 

Kreishandwerkerschaft an. 
 
 

(2)  Die Führung der Verwaltungsgeschäfte einschließlich  der 
Buch- und Kassenführung erfolgt durch die Geschäftsführung 
der innungseigenen Geschäftsstelle Die Rechte und Pflichten 
der Organe der Handwerksinnung werden hierdurch nic ht be-
rührt. 
 

(3)  
 
 
 
(4)  
 
 
 
 
 

Der Geschäftsführer der Innung ist berechtigt, an d en Sit-
zungen der Innungsorgane teilzunehmen, soweit es si ch nich t 
um eigene Angelegenheiten handelt. 
 
Die Geschäftsführung der Innung ist durch eine Gesc häftsord-
nung zu regeln. 

 
Mitgliedschaft  

 
§ 5  

Voraussetzungen 
 
Die Mitgliedschaft kann erwerben, wer die gesetzlic hen Vorausset-
zungen erfüllt. Die Aufnahme kann abgelehnt werden,  wenn Aus-
schließungsgründe vorliegen (§ 10). 
 
 

§ 6  
Antragstellung/Antragsablehnung/Ehrenmitgliedschaft  

 
(1)  Der Antrag auf Erwerb der Mitgliedschaft ist bei de r Ge-

schäftsstelle zu stellen. Im Zweifelsfall entscheid et der 
Vorstand. Der ablehnende Bescheid ist schriftlich z u begrün-
den und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehe n. 
 

(2)  Die Innungsversammlung entscheidet über den Widersp ruch, so-
fern ihm nicht abgeholfen wurde. 
 

(3)  Personen, die sich um die Förderung der Handwerksin nung oder 
eines der von ihr umfassten Gewerbe besondere Verdi enste er-
worben haben, können durch Beschluss der Innungsversammlung 
zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Ehrenmitglieder  können 
an den Innungsversammlungen mit beratender Stimme t eilneh-
men. 
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§ 7  

Aushändigung der Satzung 
Den Innungsmitgliedern, den Mitgliedern des Geselle nausschusses 
und den Gesellenmitgliedern in den Innungsausschüss en ist eine 
Satzung der Handwerksinnung auszuhändigen. 

 
 

§ 8  
Beginn und Ende der Mitgliedschaft 

 
(1)  Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Tage der Entsche idung 

über den Aufnahmeantrag. 
 

(2)  Die Mitgliedschaft endet mit 
 
 1. Austritt 
 2. Ausschluss 
 3. Tod 
 4. 

 
Wegfall der gesetzlichen Voraussetzungen. 
 

 
 

§ 9  
Austrittsfrist 

 
Der Austritt eines Mitgliedes aus der Handwerksinnu ng kann nur 
zum Schluss des Kalenderjahres erfolgen und muss mi ndestens 3 Mo-
nate vorher der Geschäftsstelle schriftlich angezei gt werden. 
 
 

§ 10  
Ausschlussgründe 

 
(1)  Durch Beschluss des Vorstandes kann ausgeschlossen werden, 

wer 
 
 1. gegen die Satzung gröblich oder beharrlich verstößt  oder 

satzungsgemäße Beschlüsse oder Anordnungen der Orga ne 
der Handwerksinnung nicht befolgt; 
 

 2. mit seinen Beiträgen trotz Mahnung länger als ein h albes 
Jahr im Rückstand geblieben ist; 
 

 3. infolge gerichtlicher Entscheidung das Recht, i n öffent-
lichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, v erlo-
ren hat; 
 

 4. durch rechtskräftige gerichtliche Anordnung in der Ver-
fügung über sein Vermögen beschränkt ist; 
 

 
 

5. im Zwangsvollstreckungsverfahren d ie eidesstattliche 
Versicherung abgegeben hat oder gegen den Haft zur Er-
zwingung der Abgabe der eidesstattlichen Versicheru ng 
angeordnet ist. 
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(2)  Vor dem Beschluss ist den Betroffenen Gelegenheit z ur Äuße-

rung zu geben; hierfür ist eine angemessene Frist e inzuräu-
men. § 6 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 finden en tspre-
chende Anwendung. 

 
 

§ 11  
Folgen des Ausscheidens 

 
Ausscheidende Mitglieder verlieren alle Ansprüche a n das Innungs-
vermögen und an die bei der Handwerksinnung bestehe nden Einrich-
tungen. Sie bleiben zur Zahlung der Beiträge verpfl ichtet, die 
bis zum Zeitpunkt ihres Ausscheidens fällig werden.  Ihre vertrag-
lichen und sonstigen Verbindlichkeiten, die der Han dwerksinnung 
oder deren Einrichtungen gegenüber bestehen, werden  durch das 
Ausscheiden nicht berührt. 
 
 

§ 12  
Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
(1)  Die Mitglieder der Handwerksinnung haben gleiche Re chte und 

Pflichten. 
 

(2)  Jedes Innungsmitglied ist berechtigt, die Einrichtu ngen der 
Handwerksinnung nach Maßgabe der Satzung, der Nebensatzungen 
und der Beschlüsse der Innungsversammlung zu benutz en. 

 
 

§ 13  
Pflichten der Mitglieder 

 
Die Mitglieder sind verpflichtet, an der Erfüllung der Aufgaben 
der Handwerksinnung mitzuwirken und die Vorschrifte n der Satzung, 
der Nebensatzungen sowie die satzungsgemäßen Beschl üsse und An-
ordnungen der Organe der Handwerksinnung zu befolge n. 

 
 

Gastmitgliedschaft 
 

§ 14  
 
(1)  Die Handwerksinnung kann Gastmitglieder aufnehmen, die 

dem/einem Handwerk, für das die Innung gebildet ist , beruf-
lich oder wirtschaftlich nahestehen. Die Gastmitgli eder ha-
ben die in den Absätzen 2 bis 4 genannten Rechte un d Pflich-
ten. 
 

(2)  Die Gastmitglieder sind berechtigt, die Einrichtung en der 
Innung in gleicher Weise wie die Innungsmitglieder zu benut-
zen. Sie nehmen an d er Innungsversammlung mit beratender 
Stimme teil. 
 

(3)  Beträgt die Zahl der Gastmitglieder mehr als ein Vi ertel der 
Zahl der Innungsmitglieder, so nimmt ein Obmann der  Gastmit-
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glieder an den Sitzungen des Vorstandes mit beraten der Stim-
me teil. Der Obmann d er Gastmitglieder wird von diesen aus 
ihrer Mitte gewählt. Die Vorschriften über die Amts zeit und 
die Wahl des Obermeisters gelten entsprechend. 
 

(4)  Die Innungsversammlung kann beschließen, dass Gastmitglieder 
einen Beitrag zu entrichten haben. 
 

(5)  Für Gastmitglieder gelten die §§ 6 Abs. 1 und 2, §§  7 - 11 
und § 13 entsprechend. 

 
 

Wahlrecht, Stimmrecht, Wählbarkeit  
 

§ 15  
Stimmrecht/Wahlrecht 

 
(1)  Stimmberechtigt in der Innungsversammlung sind alle  Mitglie-

der im Sinne des § 2 der Innungssatzung. Für eine j uristi-
sche Person oder eine Personengesellschaft kann nur  eine 
Stimme abgegeben werden, auch wenn mehrere vertretu ngsbe-
rechtigte Personen vorhanden sind. 
 

(2)  Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die Be schluss-
fassung die Vornahme eines Rechtsgeschäftes oder di e Einlei-
tung oder Erledigung eines Rechtsstreites zwischen ihm und 
der Handwerksinnung betrifft. 
 

(3)  Ein gemäß Absatz 1 stimmberechtigtes Mitglied, das Inhaber 
eines Nebenbetriebes im Sinne des § 2 Nr. 2 und 3 d er Hand-
werksordnun g ist, kann sein Stimmrecht auf den Leiter des 
Nebenbetriebes übertragen, falls dieser die Pflicht en über-
nimmt, die seinen Vollmachtgebern gegenüber der Han dwerksin-
nung obliegen. 
 

(4)  Ein Innungsmitglied kann in Ausnahmefällen das Wahl - und 
Stimmrecht auf den Betriebsleiter oder auf einen für die 
Vertretung qualifizierten Familien- oder Betriebsangehörigen 
übertragen, falls er die Pflichten übernimmt, die s einem 
Vollmachtgeber der Innung gegenüber obliegen. Auf d iese Per-
sonen finden die Bestimmungen der §§ 16-18 entsprec hende An-
wendung. 
 

(5)  Die Übertragung und die Übernahme der Rechte und Pf lichten 
bedürfen der schriftlichen Erklärung gegenüber der Hand-
werksinnung. 

 
§ 16  

Wählbarkeit 
 
(1)  Wählbar zu Mitgliedern des Vorstandes und der Aussc hüsse so-

wie als Vertreter der Innung zur Kreishandwerkerschaft und 
zum Innungsverband sind die wahlberechtigten Innung smitglie-
der, die gesetzlichen Vertreter einer der Handwerks innung 
angehörenden juristischen Person und die vertretung sberech-
tigten Gesellschafter einer d er Handwerksinnung angehörenden 
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Personengesellschaft, die die Befugnis zum Ausbilde n von 
Lehrlingen (Auszubildenden) besitzen. 
 

(2)  Bei juristischen Personen und Personengesellschafte n ist je-
weils nur eine Person wählbar. 
 

(3)  Von den Erfordernissen des Abs. 1 letzter Halbsatz kann die 
Innungsversammlung mit einer Mehrheit von drei Vier teln der 
anwesenden wahl- und stimmberechtigten Mitglieder Ausnahmen 
zulassen. 

 
§ 17  

Einspruch 
 
(1)  Gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen kann jeder Wa hlberech-

tigte binnen zwei Wochen nach der Wahl Einspruch be im Vor-
stand der Handwerksinnung erheben. Der Einspruch is t 
schriftlich einzulegen und zu begründen. 
 

(2)  Wird der Einspruch abgelehnt, so ist hierüber ein s chrift-
lich begründeter Bescheid zu erteilen. 
 

(3)  Gegen den ablehnenden Bescheid kann binnen eines Monats nach 
Zugang Widerspruch erhoben werden. Über diesen ents cheidet 
die Innungsversammlung. 

 
 

§ 18  
Amtsverlust 

 
Mitglieder des Vorstandes und der Ausschüsse, die V ertreter der 
Innung bei der Kreishandwerkerschaft und dem Innung sverband und 
Mitglieder des Gesellenausschusses verlieren ihr Am t, wenn Um-
stände eintreten, welche die Wählbarkeit ausschließ en. 
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Innungsversammlung  
 
 

§ 19  
Zusammensetzung/Aufgaben 

 
(1)  Die Mitglieder der Handwerksinnung bilden die Innun gsver-

sammlung. 
 
 Sie beschließt über alle Angelegenheiten der Handw erksin-

nung, soweit sie nicht vom Vorstand oder den Aussch üssen 
wahrzunehmen sind. 
 

(2)  Der Innungsversammlung obliegt im besonderen 
 
 1. die Feststellung des Haushaltsplanes und die Bewilligung 

von Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht vorgesehen  
sind; 
 

 2. die Beschluss fassung über die Höhe der Innungsbeiträge 
und über die Festsetzung von Gebühren; Gebühren kön nen 
auch von Nichtinnungsmitgliedern, die Tätigkeiten o der 
Einrichtungen der Innung in Anspruch nehmen, erhoben 
werden; 
 

 3. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung; 
 

 4. die Wahl des Vorstandes und derjenigen Mitglieder d er 
Ausschüsse, die der Zahl der Innungsmitglieder zu e nt-
nehmen sind; 
 

 5. die Einsetzung besonderer A usschüsse zur Vorbereitung 
einzelner Angelegenheiten; 
 

 6. der Erlass von Vorschriften über die Lehrlingsausbildung 
(§ 54 Abs. 1 Nr. 3 HwO); 
 

 7. die Beschlussfassung über 
 
  a) den Erwerb, die Veräußerung oder die dingliche  Belas-

tung von Grundeigentum, 
 

  b) die Veräußerung von Gegenständen, die einen ge -
schichtlichen, wissenschaftlichen oder Kunstwert ha -
ben, 
 

  c) die Ermächtigung zur Aufnahme von Krediten, 
 

  d) den Abschluss von Verträgen, durch welche der Hand-
werksinnung fortlaufende Verpflichtungen auferlegt 
werden, mit Ausnahme der laufenden Geschäfte der Ve r-
waltung, 
 

  e) die Anlegung des Innungsvermögens; 
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 8. die Beschluss fassung über die Änderung der Satzung und 
die Auflösung der Handwerksinnung; 
 

 9. die Beschluss fassung über den Erwerb und die Beendigung 
der Mitgliedschaft beim Landesinnungsverband; 
 

 10. die Wahl der Vertreter der Handwerksinnung zur  Kreis-
handwerkerschaft und zum Innungsverband; 
 

 11. die Einsetzung besonderer Ausschüsse zur Verwa ltung ein-
zelner Innungseinrichtungen; 
 

 12. die Beschluss fassung über alle Einrichtungen, die zur 
Erfüllung der Aufgaben der Handwerksinnung geschaff en 
werden sollen; 
 

 13. die Wahl und der Anstellungsvertrag des Geschä ftsführers  
 

 
(3)  Die Wahl der Vertreter zur Kreishandwerkerschaft un d zum In-

nungsverband (Abs. 2 Nr. 10) erfolgt auf die Dauer von 5  
Jahren. 
 

(4)  Die nach Abs. 2 Nr. 8 erforderliche Beschlussfassun g der In-
nungsversammlung erstreckt sich auch auf die durch Nebensat-
zungen begründeten Einrichtungen der Handwerksinnung, soweit 
nicht durch die Nebensatzung etwas anderes bestimmt  ist. 
 

(5)  Die nach Abs. 2 Nr. 6, 7, 8, 12 und 13 gefass ten Beschlüsse 
bedürfen der Genehmigung durch die Handwerkskammer.  

 

 

§ 20  
Beschlussfassung der Innungsversammlung 

 
(1)  Zur Gültigkeit eines Beschlusses der Innungsversamm lung ist 

erforderlich, dass der Gegenstand bei ihrer Einberu fung be-
zeichnet ist, es sei denn, dass er in der Innungsversammlung 
mit Zustimmung von drei Vierteln der erschienenen M itglieder 
nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt wird, sofern es 
sich nicht um einen Beschluss über eine Satzungsänd erung o-
der Auflösung der Handwerksinnung handelt. 
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(2)  Beschlüsse der Innungsversammlung werden mit einfac her Mehr-
heit der erschienenen Mitglieder gefasst. Zu Beschlüssen 
über Änderungen der Satzung der Handwerksinnung ist  eine 
Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglie der er-
forderlich. Der Beschluss auf Auflösung der Handwerksinnung 
kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der s timmbe-
rechtigten Mitglieder gefasst werden. Sind in der e rsten In-
nungsversammlung drei Viertel der Stimmberechtigten  nicht 
erschienen, so ist binnen vier Wochen eine zweite I nnungs-
versammlung einzuberufen, in welcher der Auflösungs beschluss  
mit einer Mehrheit von drei Vierteln der erschienen en Mit-
glieder gefasst werden kann. Satz 3 gilt für den Be schluss  
zur Bildung einer Vertreterversammlung (§ 61 Abs. 1  Satz 3 
HwO) mit der Maßgabe, dass er auch im Wege schriftl icher Ab-
stimmung gefasst werden kann. 
 

(3)  Die Innungsversammlung ist in den durch die Satzung  bestimm-
ten Fällen sowie dann einzuberufen, wenn das Intere sse der 
Handwerksinnung es erfordert. Sie ist ferner einzub erufen, 
wenn der durch die Satzung bestimmte Teil der Mitgl ieder die 
Einberufung schriftlich unter Angab e des Zweckes und der 
Gründe verlangt; wird dem Verlangen nicht entsproch en oder 
erfordert es das Interesse der Handwerksinnung, so kann die 
Handwerkskammer die Innungsversammlung einberufen u nd lei-
ten. 

 
§ 21  

Einberufung der Innungsversammlung 
 
Ordentliche Innungsversammlungen finden in der Rege l halbjähr-
lich, mindestens aber jährlich statt. Außerordentli che Innungs-
versammlungen müssen einberufen werden, wenn der Vo rstand es be-
schließt. Sie sind ferner einzuberufen, wenn ein Vi ertel der Mit-
glieder die Einberufung schriftlich unter Angabe de s Zweckes und 
der Gründe verlangt. 
 
 

§ 22  
Einladung zur Innungsversammlung 

 
(1)  Der Vorsitzende des Vorstandes (Obermeister) lädt ü ber die 

Geschäftsstelle zur Innungsversammlung schriftlich unter An-
gabe der Tagesordnung ein. Die Einladung ist mindestens 7 
Tage vor dem Sitzungstermin abzusenden. In besonder en Fällen 
kann diese Einladungsfrist bis auf 3 Tage verkürzt werden. 
 

(2)  Der Gesellenausschuss kann jederzeit im Rahmen sein er ge-
setzlichen Aufgaben Vorschläge zur Tag esordnung für die 
nächste Innungsversammlung einreichen. Sollen Angel egenhei-
ten beraten oder beschlossen werden, in denen der G esellen-
ausschuss zu beteiligen ist, so sind die Mitglieder  des Ge-
sellenausschusses schriftlich unter Angabe der Tage sordnung 
einzuladen (§ 42 Abs. 3 Nr. 2). 
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§ 23  
Verlauf der Innungsversammlung 

 
(1)  Der Obermeister leitet die Innungsversammlung; erfo lgt die 

Einberufung der Innungsversammlung auf Verlangen de r Hand-
werkskammer, so kann sie durch deren Vertreter gele itet wer-
den. 
 

(2)  Der Obermeister ist berechtigt, Versammlungsteilneh mer, die 
seiner zur Leitung der Verhandlungen getroffenen An ordnungen 
nicht nachkommen, oder sich ungebührlich benehmen, aus der 
Versammlung auszuschließen. 
 

(3)  Über den Verlauf der Innungsversammlung ist eine Ni eder-
schrift anzufertigen, in der sämtliche Beschlüsse, Wahlen 
und Abstimmungen enthalten sein müssen. Die Nieders chrift 
ist von dem Vorsitzenden der Versammlung und dem Pr otokoll-
führer zu unterzeichnen und der nächsten Innungsver sammlung 
zur G enehmigung vorzulegen. Der Teil der Niederschrift, der 
Angelegenheiten betrifft, in denen der Gesellenauss chuss zu 
beteiligen ist, ist dem Vorsitzenden des Gesellenau sschusses 
zuzuleiten. 

 
 

§ 24  
Wahlen der Innungsversammlung 

 
Die von der Innungsversammlung vorzunehmenden Wahle n werden mit 
verdeckten Stimmzetteln vorgenommen. Bei Stimmengle ichheit ist 
die Wahl zu wiederholen. Bei erneuter Stimmengleich heit entschei-
det das Los. Wahlen durch Zuruf sind zulässig, wenn  niemand wi-
derspricht. 
 

 
Vorstand  

 
§ 25  

Zusammensetzung und Amtsdauer 
 
(1)  Der Vorstand besteht aus dem Obermeister, seinem St ellver-

treter, dem Kassenwart, und bis zu 3 weiteren Mitgl iedern. 
 

(2)  Die Amtsdauer des Vorstandes beträgt 5 Jahre. Die Mitglieder 
des Vorstandes bleiben nach Ablauf ihrer Wahlzeit so lange 
im Amt, bis ihre Nachfolger das Amt angetreten habe n. Wie-
derwahl ist zulässig. Scheiden Mitglieder des Vorst andes vor 
Ablauf ihrer Wahlzeit aus, so ist in der nächsten I nnungs-
versammlung eine Neuwahl für den Rest der Wahlzeit vorzuneh-
men. 
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(3)  Die Innungsversammlung kann die Bestellung des Vors tandes 
oder einzelner seiner Mitglieder widerrufen. Der Wi derruf 
kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der a nwesenden 
Stimmberechtigten beschlossen werden. Der Verhandlu ngsgegen-
stand kann nicht nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt 
werden. 
 

(4)  Die Mitglieder des Vorstandes verwalten ihr Amt als  Ehrenamt 
unentgeltlich. Für bare Auslagen und Zeitversäumnis  wird Er-
satz und Entschädigung nach den von der Innungsversammlung 
zu beschließenden Sätzen gewährt werden. Die Zahlun g eines 
pauschalierten Ersatzes für bare Auslagen und Zeitv ersäumnis 
in Form von Tage- und Übernachtungsgeldern ist zulässig. Dem 
Obermeister und in besonderen Fällen weiteren Vorst andsmit-
gliedern sowie dem Lehrlingswart kann für den mit i hrer Tä-
tigkeit verbundenen Aufwand eine angemessene Entsch ädigung 
gewährt werden, die von der Innungsversammlung fest gesetzt 
wird. 

 
§ 26  

Wahl des Vorstands 
 
(1)  Der Obermeister und sein Stellvertreter werden von der In-

nungsversammlung in je einem besonderen Wahlgang mi t absolu-
ter Stimmenmehrheit der anwesenden Stimmberechtigte n ge-
wählt. Fällt die Mehrheit der abgegebenen Stimmen n icht auf 
eine Person, so findet eine engere Wahl unter denje nigen 
beiden Pe rsonen statt, welche die meisten Stimmen erhalten 
haben. Die Wahl der weiteren Mitglieder des Vorstan des er-
folgt mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden.  Über die 
Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen. D ie Wahl 
des Vorstandes ist der Handwe rkskammer binnen einer Woche 
anzuzeigen. 
 

(2)  Die Wahl des Obermeisters findet unter Leitung eine s In-
nungsmitgliedes, die Wahl der übrigen Vorstandsmitg lieder 
unter Leitung des Obermeisters statt. 

 
 

§ 27  
Sitzungen/Beschlüsse 

 
(1)  Sitzungen des Vorstandes finden nach Bedarf statt; sie müs-

sen auf Antrag von mindestens einem Drittel der Vor stands-
mitglieder einberufen werden. 
 

 
(2)  Der Obermeister lädt über die Geschäftsstelle schri ftlich zu 

den Sitzungen des Vorstandes ein und leitet sie; in  Ausnah-
mefällen kann die Einladung auch mündlich erfolgen.  Der Ge-
sellenausschuss kann jederzeit im Rahmen seiner gesetzlichen 
Aufgaben Vorschläge zur Tagesordnung für die nächst e Vor-
standssitzung einreichen. Sollen Angelegenheiten de s § 42 
Abs. 1 beraten oder beschlossen werden, so hat die Beteili-
gung des Gesellenausschusses gemäß § 42 Abs. 3 Nr. 1 zu er-
folgen. 



 

15 

 

 
(3)  Der Vorstand ist beschluss fähig, wenn einschließlich des 

Vorsitzenden mehr als die Hälfte der Mitglieder anw esend 
ist. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmeh rheit ge-
fasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als ab geleh nt. 
An der Beratung und Beschlussfassung über solche An gelegen-
heiten, die das persönliche Interesse eines Vorstan dsmit-
gliedes berühren, darf dieses nicht teilnehmen. 
 

(4)  In eiligen Angelegenheiten kann ein Vorstandsbeschl uss , wenn 
kein Mitglied des Vorstandes widerspricht, schriftl ich oder 
fernmündlich herbeigeführt werden. 
 

(5)  Über Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ei ne Nie-
derschrift anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und dem 
Protokollführer zu unterzeichnen ist. § 23 Abs. 3 S atz 3 
gilt entsprechend. 

 
 

§ 28  
Vertretung der Innung 

 
(1)  Der Obermeister und der Geschäftsführer der Innung,  im Ver-

hinderungsfall deren Vertreter, vertreten gemeinsam  die 
Handwerksinnung gerichtlich und außergerichtlich. 
 

(2)  Willenserklärungen, welche die Handwerksinnung verm ögens-
rechtlich verpflichten, bedürfen der Schriftform; s ie müssen 
vom Obermeister und dem Geschäftsführer, im Verhind erungs-
fall von deren Vertretern, unter zeichnet sein. Dies gilt 
nicht für die laufenden Geschäfte der Verwaltung. 

 
 

§ 29  
Geschäftsführung 

 
(1)  Dem Vorstand obliegt die Verwaltung der Handwerksin nung, so-

weit sie nicht gesetzlich oder durch Bestimmungen d er Sat-
zung und der Nebensatzungen der Innungsversammlung vorbehal-
ten oder anderen Organen übertragen ist. Die Geschä fte der 
Innung werden nach den Richtlinien des Vorstandes v on dem 
Geschäftsführer der Innung                geführt. 
 

-  
(2)  Die Erledigung der laufenden Geschäfte der Verwaltu ng ob-

liegt dem Geschäftsführer der Innung. Insoweit vertritt er 
die Handwerksinnung. Laufende Geschäfte der Verwalt ung sind 
alle Verwaltungsaufgaben, die nach Art und Ausmaß r egelmäßig 
wiederkehren. 
 

(3)  Der Geschäftsführer der Innung, oder eine andere vo m Vor-
stand bevollmächtigte Person kann die Innungsmitgli eder im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen in Gerichtsver fahren 
vertreten. 
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(4)  Die Mitglieder des Vorstandes sind zur ordnungsgemä ßen Ver-
waltung verpflichtet; sie haften für jeden aus eine r 
Pflicht verletzung entstandenen Schaden, soweit ihnen grobe  
Fahrlässigkeit oder Vorsatz zur Last fällt; sind me hrere für 
den Schaden verantwortlich, so haften sie als Gesam tschuld-
ner. 

 
 

Ausschüsse  
 

§ 30  
Allgemeines 

 
(1)  Die Handwerksinnung hat ständige Ausschüsse; außerdem können 

für bestimmte Angelegenheiten besondere Aus schüsse errichtet 
werden. 
 

(2)  Die Mitglieder der Ausschüsse verwalten ihr Amt als  Ehren-
amt. § 25 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 

(3)  Die Ausschüsse haben die in ihren Geschäftsbereich f allenden 
Angelegenheiten zu beraten. Über das Ergebnis ihrer  Beratun-
gen haben sie, soweit nichts anderes bestimmt ist, an den 
Vorstand zu berichten. 

 
§ 31  

Zusammensetzung und Amtszeit 
 
(1)  Die Vorsitzenden und Mitglieder der ständigen Aussc hüsse 

werden mit Ausnahme des Kassen- und Rechnungsprüfun gsaus-
schusses (siehe § 40) auf 5 Jahre mit einfacher Sti mmenmehr-
heit gewählt. 
 

(2)  Für die Mitglieder sind Stellvertreter zu wählen. W iederwahl 
ist zulässig. § 25 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 gilt mi t der 
Maßgabe entsprechend, dass Neuwahl, Berufung und Widerruf 
von den Stellen durchgeführt werden, die für die Be stellung 
der Ausschussmitglieder zuständig sind. 
 

(3)  Die Mitglieder der ständigen Ausschüsse bleiben nac h Ablauf 
ihrer Wahlzeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger das Amt 
angetreten haben. 
 

 
 

(4)  Der Obermeister kann an den Sitzungen der Ausschüss e - mit 
Ausnahme des Gesellenausschusses, des Gesellenprüfu ngsaus-
schusses und des Kassen- und Rechnungsprüfungsaussc husses -  
mit beratender Stimme teilnehmen. 
 
Letzterer kann ihn jedoch anhören. Das gleiche Rech t steht 
dem Vorsitzenden des Gesellenausschusses bei den Au sschüssen 
mit Gesellenmitwirkung zu. 

 
 

§ 32  
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Beschlüsse der Ausschüsse 
 

Die ständigen Ausschüsse sind, soweit nichts andere s bestimmt 
ist, beschlussfähig, wenn einschließlich des Vorsit zenden mindes-
tens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Be schlüsse wer-
den mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mi tglieder ge-
fasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als ab gelehnt. Über 
die Beschlüsse ist eine Niederschrift anzufertigen.  
 
 

§ 33  
Ständige und besondere Ausschüsse 

 
(1)  Ständige Ausschüsse sind 
 
 1. der Ausschuss zur Förderung der Berufsbildung; 

 
 2. Gesellen- und Zwischenprüfungsausschüsse, sofern die 

Handwerkskammer die Innung zur Errichtung ermächtigt 
hat; 
 

 3. der Kassen- und Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
(2)  Ferner soll die Innung einen Ausschuss zur Schlichtung von 

Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Lehrlingen  (Auszu-
bildenden) nach § 111 ArbGG errichten. 
 

(3)  Den Mitgliedern der in Abs. 1 Nr. 1 und 2 und in Ab s. 2 ge-
nannten Ausschüsse sind die für ihre Tätigkeit erfo rder-
lichen Arbeitsmittel unentgeltlich zur Verfügung zu  stellen. 

 
 

Ausschuss zur Förderung der Berufsbildung  
 
 

§ 34  
Zusammensetzung/Wahl 

 
(1)  Der Ausschuss zur Förderung der Berufsbildung besteht aus 

einem  Vorsitzenden und 4  Beisitzern, von  denen d ie  Hälf-
te 
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 Innungsmitglieder, die in der Regel Gesellen oder L ehrlinge 
(Auszubildende) beschäftigen, und die andere Hälfte  Gesel-
len, die die Voraussetzungen der Wählbarkeit für de n Gesel-
lenausschuss erfüllen, sein müssen. 
 

(2)  Der Vorsitzende sowie die Beisitzer, die Innungsmit glieder 
sind, werden von der Innungsversammlung, die Beisit zer, die 
Gesellen sind, werden von dem Gesellenausschuss gew ählt. 

 
 

§ 35  
Aufgaben 

 
Der Ausschuss hat nach Maßgabe der für die Berufsbi ldung gelten-
den Vorschriften alle Angelegenheiten, welche die B erufsbildung 
betreffen, zu beraten. 
 
 

Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten zwisch en 
Ausbildenden und Lehrlingen (Auszubildenden)  

 
§ 36  

Zusammensetzung/Vorsitz/Beisitzer 
 
(1)  Die Handwerksinnung bildet einen Ausschuss zur Schlichtung 

von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Lehrli ngen 
(Auszubildenden). 
 

(2)  Der Ausschuss besteht aus dem Vorsitzenden und zwei  Beisit-
zern. Der Vorsitzende muss die Befähigung zum Richt eramt ha-
ben und darf nicht Mitglied der Handwerksinnung und  weder 
Arbeitgeber noch Arbeitnehmer in einem gewerblichen  Betrieb 
sein. Ein Beisitzer muss Innungsmitglied sein und i n der Re-
gel Gesellen oder Lehrlinge (Auszubildende) beschäf tigen; 
der andere Beisitzer muss Geselle sein und die Vora ussetzun-
gen der Wählbarkeit für den Gesellenausschuss erfül len. 
 

(3)  Der Vorsitzende wird durch die Kreishandwerkerschaf t auf 
Vorschlag des Innungsvorstandes unter Beachtung von  § 68 
Abs. 3 HwO bestellt; das Innungsmitglied wird von d er In-
nungsversammlung, der Gesellenbeisitzer wird vom Ge sellen-
ausschuss gewählt. 

 
 

§ 37  
Aufgaben 

 
 
(1)  Der Entscheidung des Ausschusses unterliegen Streitigkeiten 

zwischen Ausbildenden und ihren Lehrlingen (Auszubi ldenden) 
aus allen Berufsausbildungsverhältnissen der in der  Hand-
werksinnung vertretenen Handwerke ihres Bezirkes. 
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(2)  Für das Verfahren vor dem Ausschuss gelten die Vors chriften 
des Arbeitsgerichtsgesetzes und ergänzend die von d er Hand-
werkskammer erlassene Verfahrensordnung. 
 

(3)  Der Ausschuss entscheidet über Streitigkeiten 
 
 1. aus dem Ausbildungsverhältnis; 

 
 2. über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Ausb ildungs-

verhältnisses; 
 3. aus Verhandlungen über die Eingehung eines Ausb ildungs-

verhältnisses; 
 

 4. aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit de m Ausbil-
dungsverhältnis in Zusammenhang stehen. 

 
 
(4)  Die Zuständigkeit des Ausschusses entfällt, wenn da s Ausbil-

dungsverhältnis unstreitig nicht mehr besteht. 
 
 

§ 38  
Geschäftsführung des Schlichtungsausschusses 

 
Die Geschäftsführung des Ausschusses wird von der K reishandwer-
kerschaft wahrgenommen. 
 
 

Gesellen- und Zwischenprüfungsausschüsse  
 
 

§ 39  
Prüfungsordnung/Kosten 

 
Ermächtigt die Handwerkskammer die Handwerksinnung zur Errichtung 
von Prüfungsausschüssen, so gilt für die Gesellen- und Zwischen-
prüfungen die von der Handwerkskammer erlassene Prü fungsordnung. 
Die Kosten der Gesellen- und Zwischenprüfungen träg t die Hand-
werksinnung, der auch die Prüfungsgebühren zufließe n. 
 
 

Kassen- und Rechnungsprüfungsausschuss  
 

§ 40  
Zusammensetzung/Amtszeit 

 
Der Kassen- und Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus mindestens 
zwei Innungsmitgliedern, die nicht dem Vorstand ang ehören dürfen. 
Sie werden von der Innungsversammlung auf die Dauer  von 2 Jahren 
gewählt. 
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Fachgruppen  
 

§ 41 
 
(1)  Die Innung Fachgruppen bilden. Der Fachgruppe gehören die 

Innungsmitglieder an, die das Handwerk oder das han dwerks-
ähnliche Gewerbe ausüben, für das die Fachgruppe ge bildet 
ist. Beschlüsse in Angelegenheiten der Fachgruppe d ürf en nur 
nach deren Anhörung gefasst werden. 
 

(2)  Die Fachgr uppe wählt einen Vorsitzenden (Fachgruppenleiter). 
Dieser vertritt die fachlichen Interessen seines Ge werks bei 
der Fachgruppe des Landesinnungsverbandes. 
 

(3)  Zu den Sitzungen des Vorstandes und der Ausschüsse der Hand-
werksinnung, bei denen Angelegenheiten seines Fachgebietes 
beraten werden, ist der Fachgruppenleiter hinzuzuzi ehen. 

 
 

Gesellenausschuss  
 

§ 42 
Zusammensetzung/Beteiligung 

 
 
(1)  Im Interesse eines guten Verhältnisses zwischen den  Innungs-

mitgliedern und den bei ihnen beschäftigten Gesellen (§ 54 
Abs. 1 Nr. 2 HwO) wird bei der Handwerksinnung ein Gesellen-
ausschuss errichtet. Der Gesellenausschuss hat die Gesellen-
mitglieder der Ausschüsse zu wählen, bei denen die Mitwir-
kung der Gesellen durch Gesetz oder Satzung vorgese hen ist. 
 

(2)  Der Gesellenausschuss ist zu beteiligen 
 
 1. bei Erlass von Vorschriften über die Regelung d er Lehr-

lingsausbildung (§ 54 Abs. 1 Nr. 3 HwO); 
 

 2. bei Maßnahmen zur Förderung und Überwachung der  berufli-
chen Ausbildung und zur Förderung der charakterlichen 
Entwicklung der Lehrlinge (§ 54 Abs. 1 Nr. 3 HwO); 
 

 3. bei der Errichtung der Gesellenprüfungsausschüsse ( § 54 
Abs. 1 Nr. 4 HwO); 
 

 4. bei Maßnahmen zur Förderung des handwerklichen Könn ens 
der Gesellen, insbesondere bei der Errichtung oder Un-
terstützung der zu dieser Förderung bestimmten Fach schu-
len und Lehrgänge(§ 54 Abs. 1 Nr. 5 HwO); 
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 5. bei der Mitwirkung an der Verwaltung von Berufsschu len 
gemäß den Vorschriften der Unterrichtsverwaltungen (§ 54 
Abs. 1 Nr. 6 HwO); 
 

 6. bei der Wahl oder Benennung der Vorsitzenden vo n Aus-
schüssen, bei denen die Mitwirkung der Gesellen dur ch 
Gesetz oder Satzung vorgesehen ist; 
 

 7. bei der Begründung und Verwaltung aller Einrichtung en, 
für welche die Gesellen Beiträge entrichten oder ei ne 
besondere Mühewaltung übernehmen oder die zu ihrer Un-
terstützung bestimmt sind. 

 
(3)  Die Beteiligung des Gesellenausschusses hat mit der  Maßgabe 

zu erfolgen, dass 
 1. bei der Beratung und Beschluss fassung des Vorstandes der 

Handwerksinnung mindestens ein Mitglied des Geselle naus-
schusses mit vollem Stimmrecht teilnimmt, 
 

 2. bei der Beratung und Beschlussfassung der Innun gsver-
sammlung seine sämtlichen Mitglieder mit vollem Sti mm-
recht teilnehmen, 
 

 3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, für welch e die Ge-
sellen Aufwendungen zu machen haben, vom Gesellenau s-
schuss gewählte Gesellen in gleicher Zahl zu beteiligen 
sind wie die Innungsmitglieder. 

 
(4)  Zur Durchführung von Beschlüssen der Innungsversamm lung in 

den in Absatz 2 bezeichneten Angelegenheiten bedarf es der 
Zustimmung des Gesellenausschusses. Wird die Zustim mung ver-
sagt oder nicht in angemessener Frist erteilt, so k ann die 
Handwerksinnung die Entscheidung der Handwerkskamme r binnen 
eines Monats beantragen. 
 

(5)  Die Beteiligung des Gesellenausschusses entfällt in  den An-
gelegenheiten, die Gegenstand eines von der Handwer ksinnung 
oder von dem Innungsverband abgeschlossenen oder ab zu-
schließenden Tarifvertrages sind. 

 
 

§ 43  
Zusammensetzung/Amtszeit/Beschlüsse/Freistellung 

 
(1)  Der Gesellenausschuss besteht aus dem Vorsitzenden 

(Altgesellen) und 2 weiteren Mitgliedern. Für die Mitglieder 
des Gesellenausschusses sind Stellvertreter zu wähl en, die 
im Falle der Verhinderung oder des Ausscheidens für  den Rest 
der Wahlzeit in der Reihenfolge der Wahl eintreten.  
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(2)  Für den Gesellenausschuss gelten die Bestimmungen der §§ 30 
Abs. 2, 31 Abs. 1 und 32 entsprechend. 
 

(3)  Mitglieder des Gesellenausschusses behalten, auch w enn sie 
nicht mehr bei Innungsmitgliedern beschäftigt sind,  solange 
sie im Bezirk der Handwerksinnung in einem Betrieb im Sinne 
des § 2 der Innungssatzung verbleiben , die Mitgliedschaft 
noch bis zum Ende d er Wahlzeit, jedoch höchstens für ein 
Jahr. Im Falle eintretender Arbeitslosigkeit behalt en sie 
ihr Amt bis zum Ende der Wahlzeit. 
 

(4)  Die Mitglieder des Gesellenausschusses dürfen in de r Aus-
übung ihrer Tätigkeit nicht behindert werden. Auch dürfen 
sie d eswegen nicht benachteiligt oder begünstigt werden.  Die 
Mitglieder des Gesellenausschusses sind soweit es z ur ord-
nungsgemäßen Durchführung der ihnen gesetzlich zuge wiesenen 
Aufgaben erforderlich ist und wichtige betriebliche  Gründe 
nicht entgegenstehen, vo n ihrer beruflichen Tätigkeit ohne 
Minderung des Arbeitsentgelts freizustellen. 
 

(5)  Zu den Kosten des Gesellenausschusses zählen auch d ie antei-
ligen Lohn- und Lohnnebenkosten, die dem Arbeitgeber durch 
die Freistellung der Mitglieder des Gesellenausschu sses von 
ihrer beruflichen Tätigkeit entstehen. Diese Kosten  sind dem 
Arbeitgeber auf Antrag von der Innung zu erstatten.  

 
 

§ 44  
Vorbereitung der Wahl 

 
(1)  Die Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses ist  vorbe-

haltlich der Bestimmung des § 50 in einer Wahlversammlung 
der wahlberechtigten Gesellen durchzuführen. Zeit u nd Ort 
der Wahlversammlung bestimmt der Altgeselle spätest ens vier 
Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Gesellenausschus ses. Ist 
kein Altgeselle vorhanden, lädt die Innung ein. 
 

(2)  Der Wah ltermin ist so zu bestimmen, daß in der Regel kein 
Lohnausfall eintritt. Etwa entstandener Lohnausfall  wird 
durch die Handwerksinnung nicht ersetzt. Die Wahlbe rechtig-
ten sind mindestens 2 Wochen vor dem Wahltermin zur  Wahlver-
sammlung durch Bekanntmachung der Handwerksinnung e inzula-
den, wobei die Absendung der Einladung zur Fristwah rung aus-
reichend ist. Die Innungsmitglieder sollen die bei ihnen be-
schäftigten wahlberechtigten Gesellen auf die Wahl aufmerk-
sam und Hinweise der Altgesellen bzw. der Innung zu r W ahl 
bekanntmachen. 
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§ 45  
Wahlberechtigung/Wählbarkeit 

 
(1)  Berechtigt zur Wahl des Gesellenausschusses sind di e bei den 

Innungsmitgliedern beschäftigten Gesellen. Geselle ist, wer 
eine Gesellenprüfung oder eine entsprechende Abschl ussprü-
fung abgelegt hat oder wer nicht nur vorübergehend in einem 
Betrieb im Sinne des § 2 der Innungssatzung mit Arb eiten be-
traut ist, die gewöhnlich nur von einem Gesellen od er Fach-
arbeiter ausgeführt werden. 
 

(2)  Eine kurzzeitige Arbeitslosigkeit lässt das Wahlrec ht unbe-
rührt, wenn diese vom Zeitpunkt der Wahl nicht läng er als 3 
Monate besteht. 
 

(3)  Wählbar ist jeder Geselle, der 
 
 1. volljährig ist 

 
 2. eine Gesellenprüfung oder eine entsprechende Ab schluss-

prüfung abgelegt hat und 
 

 3. seit mindestens drei Monaten in dem eines der H and-
werksinnung angehörenden Betrieb im Sinne des § 2 der 
Innungssatzung beschäftigt ist. 
 
 

(4)  Nicht wahlberechtigt und nicht wählbar sind Persone n, die 
infolge gerichtlicher Entscheidung das Recht nicht besitzen, 
in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu s timmen. 
 

(5)  Zur Stimmabgabe bedarf der Geselle einer Bescheinig ung, aus 
der sich ergibt, seit wann er in dem Betrieb eines Innungs-
mitgliedes als Geselle beschäftigt ist. Die Innungs mitglie-
der haben diese Bescheinigung den bei ihnen beschäftigten 
Gesellen auf Verlangen auszustellen. Die Bescheinig ungen 
können auch in Listen zusammengefasst werden. Die W ahlbe-
rechtigung kann auch auf andere Weise nachgewiesen werden. 

 
 

§ 46  
Wahl 

 
(1)  Die Wahl des Gesellenaus schusses findet unter Leitung des 

Altgesellen oder eines wahlberechtigten Gesellen st att. 
 

(2)  Die Mitglieder des Gesellenausschusses und deren St ellver-
treter werden in einem Wahlgang von den anwesenden Wahlbe-
rechtigten gewählt. 
 

 
(3)  Wahlvorschläge können durch Zuruf oder schriftlich gemacht 

werden. Schriftliche Wahlvorschläge sind in der Wah lversamm-
lung dem Wahlleiter zu übergeben. Dieser prüft die Wahlvor-
schläge daraufhin, ob die genannten Bewerber die Vo rausset-
zungen der Wählbarkeit erfüllen. Wahl vorschläge, die diesem 
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Erfordernis nicht entsprechen, sind zurückzuweisen.  Die gül-
tigen Wahlvorschläge sind vom Wahlleiter vor Beginn  der Wahl 
der Wahlversammlung bekanntzugeben. Abwesende könne n vorge-
schlagen werden. 
 

(4)  Der Wahlleiter händigt jedem Wahlberechtigten einen  Stimm-
zettel aus. 
 

(5)  Der Wahlberechtigte bezeichnet die wählbaren Person en, denen 
er seine Stimme gibt, mit deren Namen auf dem Stimm zettel 
und übergibt diesen dem Vorsitzenden. Jeder Wahlber echtigte 
kann in dem Stimmzettel nur so viele wählbare Gesel len be-
zeichnen (Abs. 4), wie Mitglieder und Stellvertrete r in den 
Gesellenausschuss zu wählen sind. 
 

(6)  Nach Beendigung der Stimmabgabe stellt der Wahlleit er fest, 
wie viele Stimmen auf die einzelnen Bewerber entfal len. Ge-
wählt sind die Bewerber, welche die meisten Stimmen auf sich 
vereinigen, und zwar gelten die ersten 3 als Mitglieder, die 
folgenden 3 als Stellvertreter. Bei Stimmengleichhe it ent-
scheidet das Los. 
 

(7)  Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufe rtigen, 
die von dem Wahlleiter und einem weiteren Gesellen zu unter-
zeichnen ist. 

 
§ 47  

Ergebnislose Wahlversammlung 
 

(1)  Führt die Wahlversammlung zu keinem Ergebnis, so is t durch 
Bekanntmachung der Handwerksinnung innerhalb von ei nem Monat 
seit der ersten Wahlversammlung zur Einreichung von  
schriftlichen Wahlvorschlägen aufzufordern. § 44 Ab s. 2 Satz 
4 findet Anwendung. 
 

(2)  In der Aufforderung zur Abgabe schriftlicher Wahlvo rschläge  
sind die Erfordernisse dieser Wahlvorschläge (§ 48)  bekannt-
zugeben. 

 
 

§ 48  
Wahlvorschläge 

 
(1)  Jeder Wahlvorschlag muss die Namen von so vielen Bewerbern 

enthalten wie Mitglieder und soll so viele Bewerber  enthal-
ten wie Mitglieder und Stellvertreter für den Gesel lenaus-
schuss zu wählen sind. Die Bewerber sind so deutlic h zu be-
zeichnen,  dass über ihre Person  kein Zweifel best eht. Auch 

 
 muss aus dem Wahlvorschlag zweifelsfrei hervorgehen, wer  als 

Mitglied und wer als Stellvertreter vorgeschlagen w ird. Dem 
Wahlvorschlag muss die Zustimmungserklärung der vor geschla-
genen Bewerber beigefügt werden. 
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(2)  Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens einem Wahlb erechtig-
ten unterzeichnet sein. Der Unterzeichner des Wahlv orschla-
ges muss bei der Unterschrift seinen Beruf, Beschäf tigungs-
betrieb und seine Anschrift angeben. Die Unterschri ft muss  
leserlich sein. 
 

(3)  Die Wahlvorschläge müssen innerhalb von drei Wochen  seit der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen be i der In-
nungsgeschäftsstelle eingereicht werden. 

 
 

§ 49  
Prüfung der Wahlvorschläge 

 
Der Altgeselle oder ein wahlberechtigter Geselle pr üft zusammen 
mit der Innungsgeschäftsstelle die Wahlvorschläge d araufhin, ob 
die genannten Bewerber die Voraussetzungen der Wähl barkeit erfül-
len und ob die Wahlvorschläge den Erfordernissen de s § 48 ent-
sprechen. Wahlvorschläge, die diesen Anforderungen nicht genügen, 
sind zurückzuweisen. Gültige Wahlvorschläge sind na ch dem Namen 
des im Vorschlag zuerst genannten Bewerbers zu beze ichnen. 
 

 
§ 50 

Wahlvorschlag 
 
(1)  Wird nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so  gelten 

die darin bezeichneten Bewerber als gewählt. 
 

(2)  Waren in dem Wahlvorschlag Stellvertreter nicht in genügen-
der Zahl bezeichnet, so werden die fehlenden Stellv ertreter 
in einer Zusatzwahl ermittelt. Für diese Zusatzwahl  gelten 
die §§ 47 bis 50 Abs. 1 sowie 51 und 52 entsprechen d. 

 
 

§ 51  
Mehrere Wahlvorschläge/Sitzverteilung 

 
(1)  Sind mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht wor den, so 

bestimmt der Altgeselle oder ein wahlberechtigter G eselle 
Zeit und Ort der zweiten Wahlversammlung. Die Wahlv ersamm-
lung muß innerhalb von zwei Monaten seit Ablauf der Frist 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen (§ 48 Abs. 3) s tattfin-
den. § 44 Abs. 2 findet Anwendung. 

  
 
(2)  Die Sitze im Gesellenausschuss und die Stellvertreter werden 

auf die Wahlvorschläge nach dem Verhältnis der ihne n zuge-
fallenen Gesamtstimmenzahl in der Weise verteilt, d ass diese 
Zahlen der Reihe nach durch 1, 2, 3, 4 usw. geteilt  und von 
den dabei gefundenen, der Größe nach zu ordnenden Z ahlen, so 
viele Höchstzahlen ausgesondert werden, als Bewerbe r zu zäh-
len sind. Jeder Wahlvorschlag erhält so viele Sitze  im Ge-
sellenausschuss und Stellvertreter wie Höchstzahlen auf ihn 
entfallen. Sind Höchstzahlen gleich, entscheidet üb er die 
Reihenfolge ihrer Zuteilung das Los. 
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(3)  § 46 Abs. 4, 5 Satz 1, 6 Satz 1 und Abs. 7 finden e ntspre-

chend Anwendung. 
 
 

§ 52  
Protokoll/Einspruch 

 
(1)  Der Wahlleiter hat die Niederschrift über die Wahlh andlung 

sowie die sonstigen Unterlagen der Handwerksinnung auszuhän-
digen. 
 

(2)  Gegen seine Wahlfeststellung kann jeder durch die E ntschei-
dung Betroffene binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe  Ein-
spruch erheben. Der Einspruch ist schriftlich einzu legen und 
zu begründen. Über den Einspruch entscheidet die In nungsver-
sammlung. 

 
 

§ 53  
Vorsitzender/Beschlüsse 

 
(1)  Der Gesellenausschuss wählt aus seiner Mitte den Vo rsitzen-

den (Altgeselle), einen Schriftführer und deren Ste llvertre-
ter. 
 

(2)  Der Altgeselle lädt ein und leitet die Versammlunge n des Ge-
sellenausschusses. 
 

(3)  Der Gesellenausschuss ist beschluss fähig, wenn mehr als die 
Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse werd en 
mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden gefass t; bei 
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
 

(4)  Über die Verhandlungen und Beschlüsse ist eine Nied erschrift 
anzufertigen, die von dem Vo rsitzenden und dem Schriftführer 
zu unterzeichnen ist. 
 

(5)  Im übrigen kann der Gesellenausschuss seine Geschäftsordnung 
selbst regeln. 

 
 
 

 
Beiträge 

 
 

§ 54  
Zusammensetzung 

 
(1)  Die der Handwerksinnung und ihrem Gesellenausschuss  erwach-

senden Kosten sind, soweit sie aus den Erträgen des  Vermö-
gens oder aus anderen Einkommen keine Deckung finde n, von 
den Innungsmitgliedern durch Beiträge aufzubringen.  
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(2) Der von jedem Innungsmitglied zu entrichtende B eitrag be-
steht aus einem Festbetrag und einem Zusatzbeitrag,  der en 
Höhe jährlich von der Innungsversammlung festgesetz t wird. 
 

(3) Durch Beschluss fassung der Innungsversammlung können auch 
außerordentliche Beiträge erhoben werden. 
 

(4) 
 
 
 
( 5)   

Die Handwerksinnung kann von Innungsmitgliedern und anderen 
Personen, die Tätigkeiten oder Einrichtungen der In nung in 
Anspruch nehmen, Gebühren erheben. 
 
Rückständige Beiträge und Gebühren werden auf Antra g des 
Vorstandes beigetrieben.  

 
§ 55  

Haushalts-, Kassen-, Rechnungsführung 
 
(1)  Für die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung gelten die 

Bestimmungen der von der Handwerkskammer aufgestell ten Haus-
halts-, Kassen- und Rechnungsordnung. 
 

(2)  Bei der Anlage des Vermögens der Handwerksinnung is t mit be-
sonderer Sorgfalt zu verfahren und insbesondere auf  die Si-
cherheit der Anlage zu achten. 

 
 

Änderung der Satzung und Auflösung der Handwerksinn ung  
 

§ 56  
 
(1)  Anträge auf Änderung der Satzung und der Nebensatzu ngen so-

wie auf Auflösung der Handwerksinnung sind beim Vor stand 
schriftlich zu stellen; sie sind inhaltlich bei der  Einberu-
fung der Innungsversammlung den Mitgliedern und der  Hand-
werkskammer innerhalb der Ladungsfrist bekanntzugeb en. 
 

(2)  Zur Verhandlung über Anträge auf Auflösung der Hand werksin-
nung ist eine außerordentliche nur zu diesem Zweck bestimmte 
Innungsversammlung einzuberufen, zu der alle Mitgli eder 
schriftlich einzuladen sind; die Einladung muss mindestens 
vier Wochen vor dem festgesetzten Termin der Innung sversamm-
lung abgeschickt werden. 
 

(3)  Im Falle der Auflösung ist der Auflösungsbeschluss der Hand-
werksinnung bekanntzumachen. Die Innungsmitglieder sind ver-
pflichtet, die ordentlichen Beiträge für das laufen de Jahr 
sowie die bereits umgelegten außerordentlichen Beit räge an 
die Liquidatoren zu zahlen. 
 

(4)  Das Innungsvermögen ist zunächst zur Erfüllung der Verbind-
lichkeiten zu verwenden. Das hiernach verbleibende Vermögen 
wird der Kreishandwerkerschaft zur Verwendung für h andwerks-
fördernde Zwecke und zwar in erster Linie zugunsten  des 
Handwerks, für das die Handwerksinnung errichtet wa r, über-
wiesen.  
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Rechtsaufsicht 

 
§ 57  

 
Die Handwerkskammer übt im Rahmen der geltenden Ges etze die 
Rechtsaufsicht über die Innung aus. 
 

 
Bekanntmachung  

 
§ 58  

 
Die Bekanntmachungen der Handwerksinnung erfolgen d urch Rund-
schreiben. 
 

Übergangsvorschrift  
 

§ 59 
 
Die laufende Amtszeit der Ehrenamtsträger und Organ e wird durch 
das Inkrafttreten dieser Satzung nicht berührt. 
 
 
 
 
Die vorstehende Satzung wurde in der Innungsversamm lung der 
Schornsteinfeger-Innung Köln am 30.11.2012 beschlos sen.  
 
 
 
Troisdorf, den 21.01.2013 
 
 
Dieter Lichtenberg 
Obermeister 
 
 
Genehmigungsvermerk 

 Christoph Weber 
Geschäftsführer 
 
 
 
 

 
Die vorstehende, in der Innungsversammlung am 30.11 .2012  
beschlossene Satzung der Schornsteinfeger-Innung Kö ln, wurde ge-
mäß § 61 Absatz 2 Nr.8 und Absatz 3 der Handwerksor dnung geneh-
migt. 
  
 
Köln, den 20.03.2013  
 
 
Hans Peter Wollseifer   Dr. Ortwin Weltrich 
Präsident      Hauptgeschäftsführer  

 


